
der Begriffe „zugunsten“ und „zuungunsten“ kommt 
es auf die r e c f r t l i e h e  „Besser- oder Schlechter­
stellung“ des Verurteilten an. Das Referat Jugend- 
hilfe/Heimerziehung hat sich offenbar davon leiten 
lassen, daß die von ihm vorgeschlagenen weiteren 
Erziehungsmaßnahmen der Hilfe für den Jugend­
lichen dienen.

Diese Auffassung ändert aber nichts an der Tat­
sache, daß die zusätzliche Beantragung von Er­
ziehungsmaßnahmen die Forderung der r e c h t ­
l i c h e n  Schlechterstellung des Jugendlichen be­
inhaltet. Die Berufung wäre nur dann zulässig ge­
wesen, wenn der Berufungsführer die Verurteilung zu 
Freiheitsentziehung angegriffen und an deren Stelle 
die vorgeschlagenen Erziehungsmaßnahmen beantragt 
hätte. Das Recht, zuungunsten eines Verurteilten ein 
Rechtsmittel einzulegen, steht nur dem Staatsanwalt 
zu. Dem Referat Jugendhilfe/Heimerziehung bleibt es 
selbstverständlich unbenommen, auf dem Verwal­
tungswege im Rahmen seiner Kompetenz Maßnahmen 
zur Betreuung des Jugendlichen durchzuführen.

A n m e r k u n g :
Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf die 

gegenteilige Entscheidung des BG Leipzig — 2 b NDs 
241/56 —, die mit einer kritischen Anmerkung von 
P c h a l e k  in NJ^ 1957 S. 127 ff. veröffentlicht wurde.

Die Redaktion

§ 153 StPO (alt); §§ 30, 296 Abs. 1 StPO.
Die Beschwerde des Staatsanwalts gegen eine Ein­

stellung des Verfahrens durch das Gericht nach § 153 
StPO (alt) ist unzulässig.

BG Dresden, Beschl. vom 26. Juni 1957 — 2 Os 113/57.
Das Kreisgericht hat mit Beschluß vom 4. Juni 1957, ohne 

das Hauptverfahren zu eröffnen, das Verfahren wegen ge­
ringer Gesellschaftsgefährlichkeit nach § 153 StPO (alt) einge­
stellt.

Gegen diesen Beschluß hat der Staatsanwalt Beschwerde ein­
gelegt, die vom Bezirksgericht als unzulässig zurückgewiesen 
wurde.

Aus den G r ü n d e n :
Nach § 1 Abs. 2 EGStPO kann § 153 StPO (alt) weiter­

hin angewendet werden. Dort heißt es in Abs. 3: „Ist 
die Klage bereits erhoben, so kann das Gericht mit 
Zustimmung des Staatsanwalts das Verfahren ein­
stellen; der Beschluß kann nicht angefochten werden.“ 
Es besteht in der Rechtswissenschaft und in der Recht­
sprechung kein Zweifel daran, daß seit dem Inkraft­
treten der Strafprozeßordnung vom 2. Oktober 1952 
der Staatsanwalt im Ermittlungsverfahren und das 
Gericht nach Erhebung der Anklage in der Erledigung 
des Verfahrens selbständig handeln müssen und 
eigenverantwortlich sind. Die Mitwirkungspflicht des 
Staatsanwalts besteht außer im gerichtlichen Verfahren 
selbst u. a. noch nach § 30 StPO bei Erlaß von Be­
schlüssen in seiner schriftlichen oder mündlichen Er­
klärung, wenn diese Beschlüsse außerhalb der Haupt­
verhandlung ergehen. Ein Antragsrecht gibt es insoweit 
nicht. Die nach § 153 Abs. 3 StPO (alt) gesetzlich 
geregelte Zustimmung des Staatsanwalts besteht dem­
zufolge nicht mehr.

Die Zulässigkeit der Einstellung des Verfahrens nach 
Erhebung der Anklage vor der Eröffnung des Haupt­
verfahrens ergibt sich aus § 153 StPO (alt). Demzufolge 
konnte das Kreisgericht in diesem Stadium des Ver­
fahrens einen solchen Beschluß erlassen. Diese Auffas­
sung widerspricht nicht § 172 StPO, weil § 153 StPO 
(alt) eine noch bestehende gesetzliche Sonderstellung 
einnimmt.

Der Senat verneint auch die Möglichkeit der Be­
schwerde durch den Staatsanwalt, wenn das Gericht 
das Verfahren nach § 153 StPO (alt) einstellt. Nach 
§ 153 Abs. 3 StPO (alt) ist ausdrücklich eine Regelung 
erfolgt, wonach eine Anfechtung der Entscheidung nicht 
möglich ist. Allerdings wurde dabei davon ausgegangen, 
daß der Staatsanwalt seine Zustimmung geben muß. 
Das ändert aber nichts daran, daß eine Beschwerde­
möglichkeit nicht mehr gegeben ist. Nach § 296 Abs. 1 
StPO ist die Beschwerde gegen alle von den Gerichten

im Verfahren erster Instanz erlassenen Beschlüsse zu­
lässig, soweit das Gesetz sie nicht ausdrücklich einer 
Anfechtung entzieht. § 153 Abs. 3 StPO (alt) entzieht 
aber jede Beschwerdemöglichkeit, so daß die Be­
schwerde als unzulässig zurückzuweisen ist.

A n m e r k u n g :
Die vorstehende Entscheidung des BG Dresden be­

rührt die bereits mit unterschiedlichem Ergebnis dis­
kutierte Frage, ob eine Einstellung des Stafverfahrens 
durch das Gericht gern. § 153 StPO (alt) anfechtbar ist. 
Das Bezirksgericht kommt dabei zu dem Ergebnis, daß 
die Beschwerde des Staatsanwalts gegen gerichtliche 
Einstellungsbeschlüsse unzulässig ist, ohne allerdings 
diese Entscheidung ausreichend zu begründen. Es stützt 
sich lediglich auf den Wortlaut des § 153 Abs. 3 StPO 
(alt), wo die ausdrückliche Unanfechtbarkeit des Be­
schlusses festgelegt ist. W i l k e  ( N J  1957 S. 344) hat 
nun den Versuch unternommen, die Zulässigkeit eines 
Rechtsmittels gegen gerichtliche Entscheidungen nach 
§ 1 5 3  StPO (alt) zu begründen1. Dabei betrachtet er die 
ausdrückliche gesetzliche Regelung des Abs. 3 dieser 
Bestimmung — die Unanfechtbarkeit des Beschlusses — 
durch die Prinzipien unseres neuen Strafprozeßrechts 
als aufgehoben. B e r g  (NJ 1957 S. 405) hat bereits 
ernsthafte Bedenken gegen diese Begründung Wilkes 
erhoben. Es ist jedoch notwendig, in diesem Zusammen­
hang stärker auf die prozessuale Seite der Frage ein­
zugehen.

Wilke geht bei seiner Argumentation von dem neuen 
Inhalt der Beschlüsse nach § 153 StPO (alt) in der An­
wendung durch unsere Gerichte aus. Es ist zweifellos 
richtig, daß ein qualitativer Unterschied zwischen der 
Einstellungspraxis der Gerichte des kapitalistischen 
Deutschland und der unserer sozialistischen Gerichte 
besteht. Die durch die EmmingerVO von 1924 einge­
führte' Einstellungsmöglichkeit des § 153 im kapitalisti­
schen Deutschland bedeutete eine Durchbrechung des 
Legalitätsprinzips und diente der Bourgeoisie dazu, ihr 
unliebsam oder unzweckmäßig gewordene Verfahren 
auf „kaltem" Wege zu einem für sie befriedigenden Ab­
schluß zu bringen. Daraus erklärt sich auch die damals 
bei Einfügung des § 153 in die StPO getroffene Rege­
lung des Absatzes 3, daß der von der Einstellung be­
troffene Bürger keine Anfechtungsmöglichkeit hatte, 
obwohl in sehr vielen Fällen ein solches Interesse vor­
handen war; denn schließlich hatte ein unschuldiger 
Bürger, gegen den ein Strafverfahren wegen Verdachts 
einer strafbaren Handlung eingeleitet worden war, ein 
verständliches Interesse an der völligen Rehabilitierung 
durch Freispruch.

Die Interessen der Staatsanwaltschaft waren da­
gegen durch das Erfordernis der Zustimmung zur Ein­
stellung gewahrt.

Unter unseren sozialistischen Verhältnissen ist § 153 
StPO (alt) im wesentlichen als Ersatz für den noch nicht 
gesetzlich geregelten öffentlichen Tadel anzusehen. Er 
ist damit aus einer rein prozessualen Möglichkeit der 
Beendigung des Verfahrens zur Grundlage einer das 
Verfahren beendenden Sachentscheidung des Gerichts 
geworden, die inhaltlich über eine gesellschaftsgefähr­
liche Handlung urteilt. Wilke ist daher grundsätzlich 
zuzustimmen, wenn er die Anfechtbarkeit dieser Sach­
entscheidung des Gerichts fordert, doch muß die 
Methode, wie er eine solche Anfechtbarkeit de lege lata 
schaffen will, auf erhebliche Bedenken stoßen. Er läßt 
sich zunächst nur davon leiten, eine Anfechtungsmög­
lichkeit durch den Staatsanwalt zu begründen, wobei 
er von der bisher wohl einheitlich in Theorie und 
Praxis bestehenden Auffassung ausgeht, daß entspre­
chend den neuen, in der StPO von 1952 niedergelegten 
Prinzipien das gesetzlich ausdrücklich festgelegte Er­
fordernis der Zustimmung des Staatsanwalts zur Ein­
stellung des Verfahrens durch das Gericht nach An­
klageerhebung nicht mehr besteht, daß vielmehr das 
Gericht auch gegen den Willen des Staatsanwalts das 
Verfahren selbständig einstellen kann.

Sowohl das BG Dresden als auch Wilke gehen aber 
nicht auf die prozessuale Problematik ein, die bei der 
Zulassung der Anfechtbarkeit der gerichtlichen Ein- i
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i Zustimmend Banke in NJ 1957 S. 452.


